oe 


(Nr. 8344) Vormundfehaftsprdnung, Vom 5. Juli 4878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


N Erſter Abſchuitt. = 
ER TERTEE 


Die 2 1 5 8. 1. 9 e ö 
Das Vormundſchaftsgericht wird von Einzelrichtern (Friedensrichtern, 


53 


Amtsrichtern, Gerichtskommiſſarien) verwaltet. 


Im Geltungsbereich der Verordnung vom 2. Januar 1849. und im Be⸗ 
zirk des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M. werden zu dieſem Zwecke bei 
den Kollegialgerichten erſter Inſtanz ein oder mehrere Einzelrichter ernannt. 


$. 2. f 

Für die Vormundſchaft über einen Minderjährigen iſt das Gericht zuſtän⸗ 
dig, in deſſen Bezirk der Vater zu der Zeit, in welcher die Bevormundung 
nöthig geworden iſt, ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen 
Aufenthalt gehabt hat. 

Für eine innerhalb der geſetzlichen Vormundſchaft des Vaters erforderliche 
Thätigkeit des Vormundſchaftsgerichts wird die Zuſtändigkeit durch den Wohnſttz 
oder in Ermangelung eines el durch den Aufenthalt des Vaters beſtimmt. 


’ $. 3. 

Für die Vormundſchaft über ein minderjähriges uneheliches Kind iſt 
das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk die Mutter zur Zeit der Geburt des 
Kindes ihren Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ihren Aufenthalt 
gehabt hat. f e de m 1 

Jahrgang 1875. (Nr. 8344.) 63 F. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 23. Juli 1875. 


C 
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8. 4 
8 Für die Vormundſchaft über einen Großjährigen iſt das Gericht zuſtändig , 
in deſſen Bezirk derſelbe ſeinen Wohnſtz oder in Ermangelung eines ſolchen 
ſeinen Aufenthalt hat. f 
$. 5. 


Fehlt es an einem der in den F. 2— 4. angeordneten Gerichtsſtände, fo 
iſt das Gericht, in deſſen Bezirk der Vater oder die uneheliche Mutter oder der 
zu bevormundende Großjährige den letzten Wohnſitz gehabt hat, und in Er⸗ 
mangelung eines ſolchen dasjenige Gericht zuſtändig, welches der Juſtizminiſter 
beſtimmt. s 

6. 


Für die Vormundſchaft über einen Nichtpreußen wird die Zuſtändigkeit 
durch den Wohnſitz nach Maßgabe der $$. 2—4. beſtimmt. 
In Ermangelung eines Wohnſitzes in Preußen kann das Gericht des 


Aufenthalts vorläufige Maßregeln ergreifen. Daſſelbe hat eine Vormundſchaft 


einzuleiten, wenn der Heimathſtaat die Sorge für den zu Bevormundenden nicht 
übernimmt. 

Die Vormundſchaft über einen Nichtpreußen iſt auf Verlangen der Be⸗ 
hörden des Heimathſtagtes an dieſe abzugeben. 


F. . 
Minderjährige, deren Eltern unbekannt ſind, werden von dem Gericht 
unter Vormundſchaft geſtellt, in deſſen Bezirk fie gefunden wurden. 


15 


Für die Pflegſchaft eines Bevormundeten iſt das Gericht der Vormund⸗ 


ſchaft Ban . 


m Uebrigen finden für die Pflegſchaft, ſowie für die außerhalb einer 


Vormundſchaft oder Pflegſchaft erforderliche Thätigkeit des Vormundſchafts⸗ 
gerichts die Vorſchriften der §ö. 2 — 4. 6. entſprechende Anwendung. Sofern 
dieſe Vorſchriften nicht anwendbar ſind, iſt das Gericht zuständig, in deſſen Be⸗ 
zirk die Angelegenheiten wahrzunehmen ſind, wegen deren die Thätigkeit des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts eintritt. b 

5.9 


Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit mehrerer Vormundſchaftsgerichte ent⸗ 


1 


ſcheidet endgültig das Appellationsgericht oder, wenn die Gerichte verſchiedenen 


Appellationsgerichtsbezirken angehören, der Juſtizminiſter. 

Das Vormundſchaftsgericht kann die Vormundſchaft oder die Pflegſchaft 
aus erheblichen Gründen an ein anderes Vormundſchaftsgericht abgeben, nach 
Beſtellung des Vormundes oder des Pflegers jedoch nur mit deſſen Juſtimmung. 


Einigen ſich die Gerichte nicht, ſo entſcheidet nach Maßgabe der Vorſchrift des 


erſten Abſatzes das Appellationsgericht oder der Juſtizmimiſter. 8 10 


RA a Ra a N a 9879 
RT ET SE I Te Ze el 
ö . 


5 N 970 
EN Geegen die Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts findet Beſchwerde ſtatt. 1 
Die Entſcheidung erfolgt, und zwar endgültig, in dem Bezirk des Appellations⸗ 3 
gerichtshofs zu Cöln durch das Landgericht, in dem Bezirk des Appellationsgerichts 5 J 

zu Celle durch das Obergericht, in den übrigen Landestheilen durch das Appel⸗ 2 
lationsgericht. 4 

Die Beſchwerde wird bei dem Vormundſchaftsgericht oder bei dem Be⸗ 7 


ſchwerdegericht eingelegt. 

Die Beſchwerde an das Landgericht kann ohne Mitwirkung eines Anwalts 
eingereicht werden und iſt in einer Civilkammer des Landgerichts durch Raths⸗ 17 
kammerbeſchluß zu erledigen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Vormundſchaft uͤber Minderjährige. 
I. Einleitung der Vormundſchaft— 


. ä 8. N 

. Minderjährige erhalten einen Vormund, wenn ſie nicht unter väterlicher = 

4 Gewalt ſtehen, wenn die väterliche Gewalt nach den Vorſchriften des bürgerlichen BR = 

2 Rechts ruht, oder wenn ihr Vater ſelbſt bevormundet wird. were 
8242 


Erliſcht die väterliche Gewalt durch Verheirathung, durch getrennte Haus⸗ 
haltung oder durch Entlaſſung des Kindes, ohne daß daſſelbe die Rechte eines 
Großjährigen erlangt, ſo wird der bisherige Gewalthaber geſetzlicher Vormund. 2; 
eber ein uneheliches Kind wird der Vater der unehelichen Mutter geſetz⸗ 15 
licher Vormund, ſo lange das Vormundſchaftsgericht nicht einen anderen Vor⸗ 
mund beſtellt. | 25 
F. 13. 

Ueber einen Mündel, welcher in eine unter Verwaltung des Staats oder 
einer Gemeindebehörde ſtehende Verpflegungsanſtalt aufgenommen iſt, hat bis 
zu deſſen Großjährigkeit der Vorſtand der Anſtalt die Rechte und Pflichten 
eines geſetzlichen Vormundes, ſo lange das Vormundſchaftsgericht nicht einen 
anderen Vormund beſtellt. . 

F. 14. 


Iſt ein geſetzlicher Vormund nicht vorhanden, ſo hat das Vormundſchafts⸗ 5 
gericht von Amtswegen die Vormundſchaft einzuleiten. AR 


$. 15. 


So lange ein Vormund nicht vorhanden oder der vorhandene Vormund 
bei dem Anfall eines Nachlaſſes an den Mündel abweſend iſt, hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht das Vermögen des Mündels ſicher zu ſtellen. 

63 


(Nr. 8344.) Die 


1181 0 
‘ 


Die gleiche Pflicht hat jedes Vormundſchaftsgericht, in deſſen Bezirk ſich 
Vermögen des Mündels befindet.. N % 1 1155 
Sind der Vater oder die Mutter des Mündels oder großjährige Mit⸗ 
eigenthümer anweſend, ſo iſt die Sicherſtellung nicht 1 Made 


§. 16. 

Wird die Einleitung einer Vormundſchaft nöthig, ſo ſind die Mutter, die 
Stiefmutter und die großjährigen Geſchwiſter, ſowie derjenige, welcher den 
Mündel an Kindesſtatt angenommen hat, verpflichtet, dem Vormundſchafts⸗ 
gericht unverzüglich Anzeige zu machen. f | 

Eine gleiche Pflicht zur Anzeige haben die Standesbeamten, wenn ihnen 
ein Geburts- oder Sterbefall, welcher die Einleitung einer Vormundſchaft nöthig 


. 


macht, oder die Geburt eines unehelichen Kindes angemeldet wird. 


Wird eine Bevormundung in Folge eines gerichtlichen Verfahrens nöthig, 
ſo iſt das Gericht oder, wenn die Staatsanwaltſchaft in dem Verfahren 
mitgewirkt hat, dieſe verpflichtet, das Vormundſchaftsgericht zu benach⸗ 
richtigen. ; 

ST. 


Als Vormünder find in nachſtehender Reihenfolge berufen: 

1) wer ohne die väterliche Gewalt zu erwerben, den Mündel an Kindes⸗ 
ſtatt angenommen hat; 

2) wer von dem Vater in einem Teſtament oder in einer gerichtlich oder 
notariell beglaubigten oder eigenhändig geſchriebenen und unterſchrie⸗ 
benen Urkunde benannt iſt, ſofern der Vater zur Zeit ſeines Todes 
die väterliche Gewalt über den Mündel gehabt hat oder unter 
Vorausſetzung der bereis be ie Geburt deſſelben gehabt haben 
würde, oder ſofern der Vater bis zum Tode die Vormundſchaft ge⸗ 
führt hat; a J 

3) a a über ihre ehelichen, nicht an Kindesſtatt hingegebenen 

inder; | 

A) wer von der Mutter in der unter Nx. 2. beſtimmten Form benannt 
iſt, ſofern die Mutter bis zum Tode die Vormundſchaft geführt hat; 

5) der Großvater väterlicher Seits; 

6) der Großvater mütterlicher Seits. 

Die Mutter iſt nicht berufen, wenn ſie mit einem Anderen als dem Vater 
des Mündels verheirathet oder wenn die Ehe mit dem Vater des Mündels 
durch Urtheil getrennt iſt. 

Iſtt einer Ehefrau ein Vormund zu beſtellen, ſo darf vor jedem nach 
dieſem Paragraphen Berufenen der Ehemann beſtellt werden. 


$. 18. 


Wegen Uebergehung der nach F. 17. Berufenen iſt die Beſchwerde nur 
bis zum Ablauf von vier Wochen nach erhaltener Kenntniß von der Beſtellung 


eines anderen Vormundes zuläſſig. 
ü Sind 


er 


Sind Umftände eingetreten, welche die Beftellung des nach F. 17. Be⸗ 
rufenen als nachtheilig für den Mündel erſcheinen laſſen, ſo kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht den Berufenen mit deſſen Zuſtimmung übergehen. Bei deſſen 
Widerſpruch iſt die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts einzuholen. > 


§. 19. 


Kann die Vormundſchaft keinem der nach F. 17. Berufenen übertragen 
werden, ſo hat das Vormundſchaftsgericht nach Anhörung des Waiſenraths 
(F 52) einen Vormund zu berufen und dabei geeignete Verwandte oder Ver⸗ 
ſchwägerte des Mündels zunächſt zu berückſichtigen. 

Bei der Auswahl des Vormundes iſt auf das religiöſe Bekenntniß des 
Mündels Rückſicht zu nehmen. 

Das Vormundſchaftsgericht hat in der Regel für einen Mündel, ſowie 
für mehrere Geſchwiſter nur einen Vormund zu berufen. 


5 0 F. 20. 

Jeder Preuße, welcher nicht geſetzlich unfähig oder zur Ablehnung be⸗ 
rechtigt iſt, muß die Vormundſchaft, zu welcher er berufen iſt, übernehmen. 

Weigert ſich der Berufene, fo kann er von dem Vormundſchaftsgerichte 
durch Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von je dreihundert Mark zur Ueber⸗ 
nahme der Vormundſchaft angehalten werden. 

Mehrere Strafen ſind nur in Zwiſchenräumen von mindeſtens einer Woche 
zu verhängen. Iſt dreimal eine Strafe ohne Erfolg verhängt, ſo iſt ein anderer 
Vormund zu beſtellen. 


* 


a $. 21. 

Unfähig zur Führung einer Vormundſchaft ſind: 

1) Bevormundete oder Handlungsunfähige / 

2) wer das einundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hat; 

3) wer der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig erklärt iſt, nach Maß⸗ 
gabe des Strafgeſetzbuchs; 

4) Gemeinſchuldner während der Dauer des Konkursverfahrens, 

5) wer offenkundig einen unſittlichen Lebenswandel führt; 

6) wer von dem Vater oder von der Mutter nach Maßgabe der in 
$. 17. für die Berufung eines Vormundes gegebenen Vorſchriften 
ausgeſchloſſen worden it; 

7) weibliche Perſonen. ö 

Nicht unfähig zur Führung einer Vormundſchaft ſind jedoch die Mutter 
über ihre ehelichen, unehelichen oder angenommenen Kinder und die Großmutter, 
ſofern ſie nicht bei etwaiger Trennung der Ehe für den ſchuldigen Theil erklärt 
find, ſowie diejenigen weiblichen Perſonen, welche nach $. 17. Nr. 2. und 4 
berufen ſind. 

Eine Frau, welche mit einem Andern, als dem Vater des Mündels ver⸗ 
erden iſt, darf nur mit Einwilligung des Ehemannes zum Vormund beſtellt 
werden. 

(Nr. 8344.) §. 22. 


e 


§. 22. 


Wer ein Staatsamt oder ein beſoldetes Amt in der Kommunal⸗ oder 
Kirchenverwaltung bekleidet, bedarf zur Führung einer von dem Vormundſchafts⸗ 
nn eingeleiteten Vormundſchaft der Genehmigung der zunächft vorgeſetzten 

ehörde. 
§. 23. 
Die Uebernahme einer Vormundſchaft können ablehnen: 

1) weibliche Perſonen; 

2) wer das ſechszigſte Lebensjahr überſchritten hat; 

3) wer bereits mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; 

4) wer an einer die ordnungsmäßige Führung der Vormundſchaft 
hindernden Krankheit leidet; 

5) h in dem Bezirk des Vormundſchaftsgerichts ſeinen Wohn⸗ 
itz hat / 

6) wer nach Maßgabe des H. 58. zur Stellung einer Sicherheit an⸗ 
gehalten wird, f 

7) wer fünf oder mehr minderjährige eheliche Kinder hat. 

Die Führung einer Gegenvormundſchaft ſteht im Sinne der Nr. 3. der 
Führung einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft nicht gleich. 

Das Ablehnungsrecht geht verloren, wenn es nicht bei dem Vormund⸗ 


ſchaftsgericht vor der Verpflichtung geltend gemacht wird. 


. 24. 


Der Vormund wird von dem Vormundſchaftsgericht durch Verpflichtung 
auf treue und gewiſſenhafte Führung der Vormundſchaft beſtellt. Die Ver⸗ 
pflichtung erfolgt mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt. 

er Vormund erhält eine Beſtallung, aus welcher die Namen und die 
Geburtszeiten der Mündel, die Namen des Vormundes, des Gegenvormundes 
und der Mitvormünder, ſowie die Art der etwaigen Theilung der Verwaltung 
erſichtlich fein müſſen. Iſt ein Familienrath beſtellt, fo iſt auch dies anzugeben. 

Eine Beſtellung des geſetzlichen Vormundes findet nicht ſtatt. 


H. 25. 


100 Wird ein Handlungsunfähiger zum Vormund beſtellt, fo ift die Beſtellung 
nichtig. 
Iſt der zum geſetzlichen Vormund Berufene bevormundet oder handlungs⸗ 
unfähig oder nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte, ſo tritt die geſetzliche 
Vormundſchaft nicht ein. 18 
Stehen dem Vormund andere Unfähigkeitsgründe entgegen, oder fehlt es 
an der nach §. 22. erforderlichen Genehmigung, jo führt er fein Amt, bis er 
entlaſſen wird. a 5. a 


— 


' 8.262 
Neben dem Vormund kann ein Gegenvormund beſtellt werden. 
Eein Gegenvormund muß beſtellt werden, wenn mit der Vormundſchaft eine 
Vermögensverwaltung verbunden iſt und nicht mehrere Vormünder zu unge⸗ 
trennter Verwaltung beſtellt ſind. X 
Führen mehrere Vormünder die Verwaltung nach Geſchäftszweigen ge- 
trennt, ſo kann der eine Da Gegenvormund des andern beſtellt werden. 


* 


Neben dem geſetzlichen Vormund iſt ein Gegenvormund nur 5 beſtellen, 
wenn deſſen Anhörung nach Maßgabe des F. 55. erforderlich wird; die Be⸗ 
ſtellung erfolgt nur zum Zwecke der Prüfung der von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte zu genehmigenden Handlung. 

Auf die Berufung und Beſtellung des Gegenvormundes finden die für 
die Berufung und Beſtellung des Vormundes geltenden Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. 

Der Vater oder die Mutter können nach Maßgabe der in F. 17. für die 
Berufung eines Vormundes gegebenen Vorſchriften die Beſtellung eines Gegen- 
vormundes unterſagen. 


3 II. Führung der Vormundſchaft— 


$. 27. ö 

Dem Vormund liegt die Sorge für die Perſon und die Vermögensange⸗ 

legenheiten des Mündels, ſowie die erforderliche Vertretung deſſelben ob, ſoweit 
nicht für gewiſſe Angelegenheiten ein Pfleger beſtellt iſt. 


$. 28. 

Der Mutter des Mündels ſteht deſſen Erziehung unter der Aufſicht des 
Vormundes zu. Dieſelbe kann ihr aus erheblichen Gründen nach Anhörun 
des Vormundes ſowie des Waiſenrathes durch das Vormundſchaftsgericht ent⸗ 
zogen werden. Ir 

Die beſtehenden Vorſchriften über die religiöſe Erziehung der Kinder bleiben 
in Kraft. 

F. 29. 


Der Mündel wird durch ſolche Rechtsgeſchäfte berechtigt und verpflichtet, 
welche der Vormund ausdrücklich im Namen des Mündels oder unter Umſtän⸗ 
den abgefchloffen hat, welche ergeben, daß das Geſchäft nach dem Willen der 
Betheiligten für den Mündel geſchloſſen werden ſollte. ö 


§. 30. 
Mehrere Vormünder verwalten gemeinſchaftlich. 
Bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet die Mehrheit oder, wenn eine 
ſolche nicht erzielt wird, das Vormundſchaftsgericht. 
Iſt unter mehreren Vormündern die erwaltung getheilt, ſo verwaltet 
jeder die ihm zugetheilten Geſchäfte ſelbſtſtändig. 
(Nr. 8344.) 5 N An⸗ 
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Andere Beſtimmungen über die Verwaltung mehrerer Vormünder können 


durch den zur Berufung Berechtigten getroffen werden. 


§. 31. | 


Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß die Vermögensverwaltung 
des Vormundes oder des bei Verhinderung deſſelben eintretenden Pflegers ord⸗ 
nungsmäßig geführt wird. Er hat in den in dieſem Geſetze beſtimmten Fällen 
bei Führung der Vormundſchaft mitzuwirken. 

Er hat von etwaigen Pflichtwidrigkeiten oder der eintretenden Unfähigkeit 
des Vormundes dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen. 


$. 32. g 
Der Vormund fowie der Gegenvormund haftet für die Sorgfalt, welche 
ein ordentlicher Hausvater auf ſeine eigenen Angelegenheiten verwendet. 
Die Verantwortlichkeit des beſtellten Vormundes beginnt mit dem Zeitpunkt 
der Beſtellung. f 
Der Ehemann einer zum Vormund beſtellten Frau haftet, wenn er nicht 
der Vater des Mündels iſt, für die vormundſchaftliche Verwaltung als Bürge. 
Die Einrede der Theilung unter mehreren Verhafteten iſt ausgeſchloſſen. 
Die beſtehenden Vorſchriften, nach welchen dem Mündel ein perſönliches 
Vorzugsrecht vor anderen Gläubigern des Vormundes zuſteht, bleiben in Kraft. 
in Pfandrecht oder ein Titel zum Pfandrecht an dem Vermögen des 
Vormundes entſteht durch die Vormundſchaft nicht. 


$. 33. 
Die Vormundſchaft wird in der Regel unentgeltlich 5 
Auslagen müſſen dem Vormund und dem Gegenvormund aus dem Ver⸗ 
mögen des Mündels erſtattet werden. 
Hat der Vormund oder der Gegenvormund Dienſte geleiſtet, welche ſeinem 
Gewerbe oder Beruf angehören, ſo kann er die Bezahlung dieſer Dienſte aus 
dem Vermögen des Mündels fordern. 


$. 34. 


Ein Honorar ſteht dem Vormund nur 51 ſoweit ihm ein ſolches von 
e ul des Mündels oder von dem Vormundſchaftsgericht zugebilligt 
worden iſt. 
Das Vormundſchaftsgericht darf dem Vormund ein Honorar nach An⸗ 
1 des Gegenvormundes und nur dann zubilligen, wenn die Vermögens⸗ 
verwaltung der Vormundſchaft beſonders umfangreich iſt. f 
Dem Gegenvormund darf das Vormundſchaftsgericht ein Honorar nicht 
zubilligen. 
§. 35 g 
Von dem bei Einleitung der Vormundſchaft vorhandenen oder ſpäter dem 
Mündel zugefallenen Vermögen hat der Vormund unter Zuziehung des etwa 
vorhandenen Gegenvormundes ein genaues und vollſtändiges Verzeichniß auf 
neh⸗ 
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nehmen und dem Vormundſchaftsgericht mit der von a und dem Gegenvor- 


mund abzugebenden pflichtmäßigen Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtän⸗ 


digkeit einzureichen. 


Der Vater des Mündels iſt als geſetzlicher Vormund von dieſer Verpflich⸗ 


ei. 
Hat ein Erblaſſer des Mündels in der F. 17. Nr. 2. beſtimmten Form 
die Offenlegung des Verzeichniſſes feines Nachlaſſes verboten, ſo iſt daſſelbe von 
dem Vormund nach Vorſchrift des erſten Abſatzes einzureichen und von dem 
Vormundſchaftsgericht einzuſiegeln, auf Verlangen des Vormundes in deſſen 
Gegenwart. Das Vormundſchaftsgericht darf nur aus beſonderen Gründen, 
über welche der Vormund zu hören iſt, von dem Inhalte dieſes Verzeichniſſes 
Kenntniß nehmen. N 

f $. 36. a 

Hat ein Erblaſſer des Mündels über die Verwaltung oder die Veräußerung 
der zu feinem Nachlaſſe gehörigen Gegenſtände Beſtimmungen für den Vormund 
getroffen, ſo ſind dieſe zu befolgen. Eine Abweichung von dieſen Beſtimmungen 
iſt mit 1 des Vormundſchaftsgerichts geſtattet, wenn Umftände einge⸗ 
lasse ſind, welche die Befolgung als nachtheilig für den Mündel erſcheinen 
aſſen. * 

§. 37. 

Die Koſten der Erziehung des Mündels hat der Vormund aus den Ein- 
künften deſſelben zu beſtreiten. Reichen die Einkünfte nicht aus, ſo kann das 
Stammvermögen angegriffen werden. 


$. 38. 


Der Vormund kann Schenkungen für den Mündel nicht vornehmen. 
Jedoch ſind Geſchenke zuläſſig, welche üblich ſind oder durch die Vermögens⸗ 
verwaltung begründet werden. 


F. 39. 


Gelder, welche zu laufenden oder zu anderen durch die Vermögensverwal⸗ 
tung begründeten a nicht erforderlich ſind, hat der Vormund im Ein- 
verſtändniſſe mit dem Gegenvormund in Schuldverſchreibungen, welche von dem 
Deutſchen Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate mit geſetzlicher Ermäch⸗ 
tigung ausgeſtellt ſind, oder in e ee deren Verzinſung von dem 
Deutſchen Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate geſetzlich garantirt iſt, 
oder in Rentenbriefen der zur Vermittelung der Ablöſung von Renten in Preußen 
beſtehenden Rentenbanken, oder in Schuldverſchreibungen, welche von Deutſchen 
kommunalen Korporationen (Provinzen, Kreiſen, Gemeinden c.), oder von deren 
Kreditanſtalten ausgeſtellt und entweder Seitens der Inhaber kündbar ſind, oder 
einer regelmäßigen Amortiſation unterliegen, oder auf ſichere Hypotheken oder 
Grundſchulden, zinsbar anzulegen. 

Gelder, welche in dieſer Weiſe nach den obwaltenden Umſtänden nicht an⸗ 
geiegt werden können, find bei der Reichsbank oder bei öffentlichen, obrigkeitlich 

eſtätigten Sparkaſſen zinsbar zu belegen. 
Jahrgang 1875. (Nr. 8344.) 64 Eine 


ae 


Eine Hypothek oder Grundſchuld iſt für ſicher zu erachten, wenn ſie bei 
ländlichen Grundſtücken innerhalb der erſten zwei Drittheile des durch ritter⸗ 
ſchaftliche, landſchaftliche, gerichtliche oder Steuertaxe, bei ſtädtiſchen innerhalb 
der erſten Hälfte des durch Taxe einer öffentlichen Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft 
oder durch gerichtliche Taxe zu ermittelnden Werthes, oder wenn ſie innerhalb 
des fünfzehnfachen Betrages des Grundſteuerreinertrages der Liegenſchaft zu 
ſtehen kommt. 

Sicheren Hypotheken ſtehen im Sinne dieſer Vorſchriften die mit ſtaat⸗ 
licher Genehmigung ausgegebenen Pfandbriefe und gleichartigen Schuldverſchrei⸗ 
bungen ſolcher Kreditinſtitute gleich, welche durch Vereinigung von Grund⸗ 
beſitzern gebildet, mit Korporationsrechten verſehen find und nach ihren Sta⸗ 
tuten die Beleihung von Grundſtücken auf die im dritten Abſatz angegebenen 
Theile des Werthes derſelben zu beſchränken haben. ö 

Verſäumt oder verzögert der Vormund die Anlegung von Geldern, ſo muß 
er die anzulegende Summe mit ſechs vom Hundert jährlich verzinſen. 


§. 40. 


Der Vormund darf Vermögensgegenſtände des Mündels nicht in ſeinem 
Nutzen verwenden. Er hat das trotzdem in ſeinem Nutzen verwendete Geld 
von der Verwendung an zu verzinſen. Den Zinsfuß beſtimmt das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach ſeinem 2 7 auf acht bis zwanzig vom Hundert. 

ine Hypothek oder Grundſchuld, welche auf einem Grundſtücke des Vor⸗ 
mundes haftet, darf derſelbe für den Mündel nicht erwerben. 


H. 41. 


Der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf es: 
1) zur Veräußerung von Werthpapieren, 10 
2) zur Einziehung, Abtretung oder Verpfändung von Kapitalien ; fofern 


dieſelben nicht bei Sparkaſſen belegt find, N 
3) zur Aufgabe oder Minderung der für eine Forderung beſtellten 
Sicherheit. 


Die Genehmigung des Gegenvormundes kann durch die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erſetzt werden. 


$. 42. 


Der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf es: 5 6 

1) zur Entlaſſung des Mündels aus der Preußiſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit 8 

2) zur Annahme des Mündels an Kindesſtatt / 

3) zum Eintritt des Mündels in eine Einkindſchaft; 


4) zur Erbauseinanderſetzung, ſofern dieſelbe nicht durch Erkenntniß feſt⸗ 
geſetzt wird; i 
5) zur 


G 


e f Veräußerung oder Belaſtung unbeweglicher Sachen, ſoweit die 


ſelbe nicht im Zwangsverfahren gegen den Mündel erfolgt; 


5 65 zum Erwerb von unbeweglichen Sachen durch läſtigen Vertrag , 


7) iu Verpachtung oder Vermiethung unbeweglicher Sachen, wenn der 
ertrag über das Alter der Großjährigkeit hinaus gelten ſoll, ſowie 
zur Verpachtung von Grundſtücken, die zu einem Grundſteuerreinertrag 
von dreitauſend Mark oder mehr eingeſchätzt find; 
8) zur Abſchließung von Vergleichen, wenn deren Gegenſtand unſchätzbar 
iſt oder die Summe von dreihundert Mark überſteigt , 
9) zur Veränderung oder Auflöſung, ſowie zur Neubegründung oder 
Uebernahme eines Erwerbsgeſchäfts; 
10) zur Eingehung wechſelmäßiger Verbindlichkeiten, 
11) zur Ertheilung einer Prokura; 
12) zur Aufnahme von Darlehen; 
13) zur Uebernahme fremder Verbindlichkeiten; 
14) zur Entſagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes. 


$. 43. 

Ob die Auseinanderſetzung über einen dem Mündel angefallenen Nach⸗ 
laß Men deſſen Miterben von dem Vormund herbeizuführen ſei, hat dieſer zu 
ermeſſen. a 

Die Erbauseinanderſetzung kann vor Gericht, vor einem Notar oder 
mittelſt Privatſchrift erfolgen. 

Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln erhält die Erbauseinander⸗ 
ſetzung durch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts dieſelbe Gültigkeit, 
als wäre fie nur von großjährigen Perſonen vorgenommen worden. 

Der Erbauseinanderſetzung ſteht die Theilung gütergemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens zwiſchen dem Ehegatten und den Erben des Verſtorbenen gleich. 

Die in Artikel 2109. des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs beſtimmte Friſt be⸗ 
ginnt von dem Tage der richterlichen Genehmigung der Erbauseinanderſetzung. 


$. 44. 


Die Art der Veräußerung einer unbeweglichen Sache wird unbeſchadet 
der Rechte der Miteigenthümer von dem Vormundſchaftsgericht beſtimmt. Die 
ae kann durch gerichtliche und notarielle Verſteigerung oder aus freier 

and erfolgen. 

Erfolgt die Veräußerung durch notarielle Verſteigerung, ſo finden in dem 
Geltungsbereiche des Geſetzes vom 18. April 1855. (Geſetz-Samml. S. 521.) 
die Vorſchriften deſſelben über die Verſteigerung durch einen Notar mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die der Rathskammer oder dem Präſidenten des 
Landgerichts zugewieſene Thätigkeit von dem Vormundſchaftsgericht auszuüben 
iſt. Das Vormundſchaftsgericht beſtimmt nach freiem Ermeſſen, in welcher Art 
die Verſteigerung bekannt zu machen iſt. 

r. 8344.) 64* $. 45. 


o NEL 3E 
VVV 


9 5; 5 ö 
Zur Eingehung von wechſelmäßigen Verbindlichkeiten 10 eine allgemeine 
Genehmigung ertheilt werden, wenn ſie durch die vormundſchaftliche Vermögens⸗ 
verwaltung erforderlich wird. | 
$. 46. 


Ein ohne die nach $$. 41. 42. erforderliche ER ee 
Rechtsgeſchäft hat nur dieſelbe Wirkſamkeit, wie ein von einem Mün el, welcher 
fih mit Genehmigung des Vormundes verpflichten kann, ohne Genehmigung des 
Vormundes abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft. 


$. 47. 


Der Vater des Mündels iſt berechtigt, in der §. 17. Nr. 2. beſtimmten 
Form den von ihm benannten Vormund von der Nothwendigkeit der Genehmi⸗ 
gung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts zu den F. 41. F. 42. 
Nr. 414. und $. 44. bezeichneten Handlungen zu befreien. 

Im Falle ſolcher Befreiung iſt in der eſtallung die allgemeine Ermäch⸗ 
tigung zur Vornahme der bezeichneten Handlungen zu ertheilen. Die Befreiung 
wird erſt durch dieſe Ermächtigung wirkſam. 


F. 48. 

Die beſtehenden Vorſchriften über das Erforderniß der Einwilligung des 
Vormundes, des Vormundſchaftsgerichts und des Familienraths zur Eheſchließung 
des Mündels und über die Wirkungen des Mangels dieſer Einwilligung bleiben 
mit der Maßgabe in Kraft, daß in dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu 
Cöln die dem Familienrath zugewieſene Thätigkeit von dem Vormundſchaftsgericht 
auszuüben iſt. s 

49. f 


Durch die Genehmigung eines Geſchäfts Seitens des Gegenvormundes wird 
der Vormund, durch die Genehmigung Seitens des Vormundſchaftsgerichts wer⸗ 
den der Vormund und der Gegenvormund von ihrer Haftpflicht dem Mündel 
gegenüber nicht befreit. 8 5 

. 50. 


Der Mündel wird der Rechtswohlthat des Nachlaßverzeichniſſes bei einer 
ihm angefallenen Erbſchaft durch Handlungen oder Unterlaſſungen des Vor⸗ 
mundes nicht verluſtig. 


III. Beaufſichtigung der Vormundſchaft. 


. ol. 
Das Vormundſchaftsgericht hat über die geſammte Thätigkeit des Vor⸗ 
mundes und des Gegenvormundes die Aufſicht zu führen. 
Das Vormundſchaftsgericht iſt befugt, gegen den Vormund und den 
Gegenvormund Ordnungsſtrafen zu verhängen. Eine Ordnungsſtrafe darf den 
Betrag von dreihundert Mark nicht überſteigen. 1 80 


\ 
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Dem Vormundſchaftsgericht find für jede Gemeinde oder für örtlich ab- 
zugrenzende Gemeindetheile ein oder mehrere Gemeindeglieder als Waiſenräthe 
zur Seite zu ſetzen. | 

Für benachbarte Gemeindebezirke können dieſelben Perſonen zu Waiſen⸗ 


Aklulthen beſtellt werden. 


Das Amt eines Waiſenraths iſt ein unentgeltliches Gemeindeamt. 

Durch Beſchluß der Gemeindebehörde kann das Amt des Waiſenraths 
beſonderen Abtheilungen der Gemeindeverwaltung übertragen oder mit ſchon be⸗ 
ſtehenden Organen der Gemeindeverwaltung verbunden werden. 

Auf ſelbſtſtändige Gutsbezirke finden die vorſtehenden Beſtimmungen mit 
der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Waiſenräthe von dem Guts⸗ 
vorſteher ernannt werden. 


§. 53. 


Der Waiſenrath hat die Aufſicht über das perſönliche Wohl des Mündels 
und über deſſen Erziehung zu führen, insbeſondere Mängel oder Pflichtwidrig⸗ 
keiten, welche er bei der körperlichen oder ſittlichen Erziehung des Mündels wahr⸗ 


nimmt, anzuzeigen, auch auf Erfordern über die Perſon des Mündels Auskunft 5 


zu ertheilen. 
Er hat diejenigen Perſonen vorzuſchlagen, welche im einzelnen Falle zur 
Berufung als Vormund oder Gegenvormund geeignet erſcheinen. 


1 $. 54. 

Das Vormundſchaftsgericht hat dem Waiſenrath des Bezirks, in welchem 
der Mündel wohnt, von der einzuleitenden Vormundſchaft, ſowie in den Fällen 
des zweiten Abſatzes $. 12. und des F. 13. von der geſetzlichen Vormundſchaft 
Kenntniß zu geben und den Vormund namhaft zu machen. a 

Von einer Verlegung der Wohnung des Mündels in eine andere Gemeinde 


oder einen anderen Bezirk hat der Vormund den Waiſenrath zu benachrichtigen. 


Dieſer hat dem Waiſenrath des neuen Aufenthaltsortes Kenntniß zu geben. 


$. 55.4 


Das Vormundſchaftsgericht hat vor einer von ihm zu treffenden Anord⸗ 
nung auf Antrag des Vormundes oder des Gegenvormundes oder eines Ver⸗ 
wandten oder Verſchwägerten des Mündels drei von den näheren Verwandten 
oder Verſchwägerten deſſelben, ſofern ſie ohne Verzug erreichbar ſind, gutachtlich 
Pr hören. Es ſteht ihm frei, auch ohne Antrag Verwandte oder Wlrſchwägerte 

es Mündels gutachtlich zu hören. 

Das Vormundſchaftsgericht hat vor der Entſcheidung über die zu einer 
1 des Vormundes erforderliche Genehmigung 900 Gegenvormund 
zu hören. 

Das Vormundſchaftsgericht hat vor der Entſcheidung über die Veräuße⸗ 


rung einer unbeweglichen Sache oder die Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts den 


Mündel, welcher das achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, zu hören. 
(Nr, 8344.) Die 


58 


a V 
: U . 3 RE, 

Die Wirkſamkeit der Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts iſt von der 
Anhörung der bezeichneten Perſonen nicht abhängig. DSG 


$. 56. 


Das Vormundſchaftsgericht hat jährlich von dem Vormund Rechnungs⸗ 
legung über die Vermögensverwaltung zu fordern. Bei Verwaltungen von 
geringerem Umfange kann, wenn die Rechnung des erſten Jahres gelegt iſt, 
der Termin für die folgenden auf zwei bis drei Jahre beſtimmt werden. 

Mehrere zu ungetrennter Verwaltung beſtellte Vormünder legen die Rech⸗ 
nung gemeinſchaftlich. ö 

er Rechnung ſind ein Vorbericht über den Ab⸗ und Zugang des Ver⸗ 
mögens und die Beläge beizufügen. Unter der Rechnung hat der Vormund 
1 verſichern, daß er alle Einnahmen verrechnet habe und außer den in der 
1 0 aufgeführten vormundſchaftlichen Vermögensſtücken andere nicht 
verwahre. | 
Die Rechnung iſt vor der Einreichung dem Gegenvormund unter Nach⸗ 
weiſung des Vermögensbeſtandes vorzulegen und von dieſem mit ſeinen Be⸗ 
merkungen zu verſehen. N 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung ſachlich und nach den Be⸗ 
lägen zu prüfen, nach Erledigung der Erinnerungen dem Vormund die Beläge 
mit einem Vermerke des erfolgten Gebrauchs zurückzugeben, und auf Verlangen 
Abſchrift der Rechnung zu ertheilen. 


§. 57. 


Der Vater, die Mutter, der Ehemann und die Großeltern des Mündels 
ſind von der Rechnungslegung während der Verwaltung frei. Der Vater und 
die Mutter ſind berechtigt, in der §. 17. Nr. 2. beſtimmten Form den von 
e Vormund von der Rechnungslegung während der Verwaltung 
zu befreien. 

In Fällen, in denen keine Rechnungslegung ſtattfindet, hat der Vormund 
auf Erfordern des Vormundſchaftsgerichts alle zwei Jahre oder in längeren 
Zwiſchenräumen eine Ueberſicht des Vermögensbeſtandes einzureichen, welche 
vorher dem Gegenvormund unter Nachweiſung des Beſtandes vorzulegen und 
von dieſem mit ſeinen Bemerkungen zu verſehen iſt. Der Vater des Mündels 
iſt von dieſer Verpflichtung frei. N i 

Das Verbot der Offenlegung des Vermögensverzeichniſſes it rückſichtlich 
des davon betroffenen Vermögens als e von der Rechnungslegung und 
der Einreichung der Vermögensüberſicht zu erachten. 


$. 58. 

Vormünder, welche für den Mündel ein erhebliches Vermögen zu ver⸗ 
walten haben, können von dem Vormundſchaftsgerichte zur Stellung einer 
Sicherheit angehalten werden. Die Art und der te der Sicherheit wird 
nach richterlichem Ermeſſen beftimmt; fie kann jederzeit erhöhet, gemindert oder 
erlaſſen werden. 55 

O⸗ 


Sr as a 
. Koſten, welche aus der Stellung der Sicherheit erwachſen, ſind aus dem 


Vermögen des Mündels zu entrichten. 


| $. 59. 

Der Vater, ſowie die Mutter des Mündels ſind berechtigt, in der §. 17. 
Nr. 2. beſtimmten Form den von ihnen benannten Vormund von der Pflicht 
zur Sicherheitsſtellung zu befreien. 

Die Befreiung fällt weg, wenn Umſtände eingetreten ſind, welche nach 
m Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts eine Sicherheitsſtellung nothwendig 
machen. x 

Der Vater, die Mutter, der Ehemann und die Großeltern als Vormünder 

und der Gegenvormund ſind von der Pflicht zur Sicherheitsſtellung frei. 


F. 60. 

Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß Werthpapiere des Mün⸗ 
dels, welche auf den Inhaber lauten oder an den Inhaber gezahlt werden kön⸗ 
nen, und Koſtbarkeiten bei der Reichsbank oder bei einer anderen dazu beſtimmten 
Behörde oder Kaſſe in Verwahrung genommen oder daß jene Werthpapiere 
außer Kurs geſetzt werden. 

Dieſe Anordnungen finden gegen den Vater des Mündels als Vor⸗ 
mund nicht ſtatt. Sie finden gegen den von dem Vater benannten Vormund 
nicht ſtatt, wenn fie von dem Vater in der F. 17. Nr. 2. beſtimmten Form 
ausgeſchloſſen ſind. 

Das Vormundſchaftsgericht muß die Verwahrung eintreten laſſen, wenn 

der beſtellte Vormund ſie beantragt. N 


IV. Beendigung der Vormundſchaft. 


$. 61. 
Die Vormundſchaft hört auf, wenn der Mündel die Großjährigkeit er⸗ 
reicht, wenn er für großjährig erklärt wird, wenn er in väterliche Gewalt tritt, 
und wenn das Ruhen der väterlichen Gewalt oder die Bevormundung des 
Vaters aufhört. ö 
Die Großjährigkeitserklärung eines Mündels iſt zuläſſig, wenn derſelbe 
das achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat. Sie erfolgt mit Einwilligung des 
Mündels durch das Vormundſchaftsgericht nach geführter Sachunterſuchung. 
Verwandte ſowie Verſchwägerte des Mündels ſind nach Maßgabe des F. 55. 
zu hören. 
§. 62. 


Wird der Vormund oder der Gegenvormund handlungsunfähig, ſo erliſcht 
das Amt deſſelben. 

Mit der Aufnahme des Mündels in eine Verpflegungsanſtalt, deren Vor⸗ 
ſtand nach §. 13. die Rechte eines geſetzlichen Vormundes erlangt, erliſcht das 
Amt des bisherigen Vormundes. N 

(Nr, 8344.) §. 63. 


Der Vormund oder der Gegenvormund, welcher ſich pflichtwidrig erwweiſt , 
iſt von dem Vormundſchaftsgerichte zu entſet zen. 


Der Vormund oder der Gegenvormund, welcher ſich als geſetzlich unfähig 
erweiſt oder aus erheblichen Gründen ſeine Entlaſſung beantragt, oder welchem 
die zur Führung der Vormundſchaft nach F. 22. erforderliche Genehmigung 
nicht ertheilt oder entzogen wird, iſt von dem Vormündſchaftsgerichte zu 
entlaſſen. Als erhebliche Gründe find: namentlich anzuſehen die in §. 28. 
Nr. 4—7. angeführten Umſtände, wenn ſie im Laufe der Vormundſchaft 
eintreten. 

Dieſe Vorſchriften finden auch auf den geſetzlichen Vormund Anwendung. 

Die Beſchwerde gegen die erfolgte Eren de Entlaſſung iſt nur bis 
zum Ablauf von vier Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung zuläſſig. e 


F. 64. d f 

Verheirathet ſich eine zum Vormunde beſtellte Frau jo hat das Vor⸗ 

mundſchaftsgericht zu entſcheiden, ob fie zu entlaſſen ſei. Verwandte ſoſdie Ver⸗ 

ſchwägerte des Mündels find vorher nach Maßgabe des §. 55. zu hören. Die 

Beibehaltung iſt nur mit Einwilligung des Ehemannes zuläſſig. . 

N §. 65. : Sl K ! ae 

Stirbt der Vormund oder der Gegenvormund, ſo ſind der Ueberlebende 

und die Erben verpflichtet, dem Vormundſchaftsgerichte Anzeige zu machen. Die 

Erben haben für Sicherſtellung der in dem Nachlaſſe befindlichen Vermögens⸗ 
ſtücke des Mündels zu ſorgen. 

Sind mehrere Vormünder 0 ſo wird durch den Abgang eines Vor⸗ 

mundes das vormundſchaftliche Amt der übrigen nicht aufgehoben. 


9.66 | ce 
Der Vormund ſowie der Gegenvormund hat nach Beendigung feines Amtes 
die Beſtallung an das Gericht zurückzugeben. st seite 


$. 67. 


Der Vormund hat nach Beendigung feines Amtes dem bisherigen 
Mündel oder deſſen Rechtsnachfolger oder dem neu beſtellten Vormund das 
1 Vermögen herauszugeben und binnen zwei Monaten Schlußxechnung 
zu legen. 5 9 
Der Gegenvormund hat die Schlußrechnung mit ſeinen Bemerkungen 
zu verſehen und über die von ihm geführte Gegenvormundſchaft, ſowie über 
das von dem Vormund verwaltete Vermögen jede erforderte Auskunft zu geben. 
Die Schlußrechnung iſt dem Vormundſchaftsgerichte einzureichen. Dieſes 

hat dieſelbe dem bisherigen Mündel oder deſſen e oder dem neu 
beftellten Vormund zur Erklärung vorzulegen und, wenn Ausſtellungen nicht 
gemacht werden, die Entlaſtung herbeizuführen. he eee e 2 
t Sr E 


ea 


Die Pflicht zur Legung der Schlußrechnung geht auf den Verwalter im 
Konkursverfahren und auf die Erben des Vormundes über. Die zweimonatliche 
Friſt beginnt für die Erben vom Todestage des Vormundes, oder, wenn ihnen 
eine Ueberlegungsfriſt zuſteht, vom Ablauf der letzteren. 


§. 68. J 


Von der Pflicht, Schlußrechnung zu legen, kann der Vormund von den 
Eltern oder dem Erblaſſer des Mündels nicht befreit werden. 


$. 69. 


Der bisherige Mündel, deſſen Rechtsnachfolger und der neu beſtellte Vor⸗ 
mund ſind berechtigt, Behufs Prüfung der Schlußrechnung die Vormundſchafts⸗ 
akten einzuſehen. 

Dieſelben ſind verpflichtet, dem Vormund und dem Gegenvormund über 
treu und richtig geführte Vormundſchaft und über Ausantwortung des Ver⸗ 
mögens Quittung und Entlaſtung zu ertheilen. N 

Die Quittung und Entlaſtung iſt wee einzelner Ausſtellungen nicht 5 
verweigern. Wegen dieſer darf ein Vorbehalt gemacht werden. Im Falle 
ſchriftlicher Beurkundung iſt der Vorbehalt, um wirkſam zu ſein, in die Urkunde 
aufzunehmen. 8 
Die Anerkennung der Rechnung ſchließt den Beweis eines Irrthums oder 
eines Betrugs in der Rechnung nicht aus. 


$. 70. 


Die von dem Vormund geſtellte Sicherheit iſt zurückzugeben und die 
Löſchung der Sicherheitshypothek zu bewilligen, ſobald dem Vormund Quittung 
und Entlaftung ertheilt worden iſt. Iſt bei der Quittung und Entlaſtung ein 
Vorbehalt gemacht, fo hat das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden, ob und 
I der Sicherheit zurückzubehalten oder von der Hypothek beftehen zu 
aſſen ſei. 


V. Familienrath. 


8 7 
Ein Familienrath iſt zu bilden: 
1) wenn der Vater oder die Mutter des Mündels nach Maßgabe der in 


a für die Berufung eines Vormundes gegebenen Vorſchriften die 
ildung angeordnet hat, 


2) wenn drei Perſonen, welche mit dem Mündel bis zum dritten Grade 
verwandt oder verſchwägert ſind, die Bildung beantragen, 

3) wenn der Vormund oder der Gegenvormund die Bildung beantragen. 

Jahrgang 1875. (Ir. 8344.) 65 Die 


e e 
Die Bildung eines Familienraths unterbleibt, wenn ſie von dem Vater 


oder der Mutter nach Maßgabe der Vorſchriften des §. 17. unterſagt iſt. 
Zum Eintritt in den Familienrath kann Niemand gezwungen werden. 


$. 72 


f Der Familienrath wird aus dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzendem 
und aus Verwandten oder Verſchwägerten des Mündels als Mitgliedern gebildet. 
Andere Perſonen können in denſelben berufen ‚werden, = u m e 
1) 5 den Vater oder die Mutter nach Maßgabe der Vorſchriften des 

175. 


2641.9 ! | 
2) durch Beſchluß eines beſtehenden Familienraths. lle age 
Nur männliche Perſonen, welche zur Führung der e geestih 
8500 ſind, können Mitglieder des Familienraths werden. Die Gültigkeit der 
eſtellung ene unfähiger Mitglieder iſt nach den Vorſchriften der $$. 25. 
62. zu beurtheilen. d f 
Der Gegenvormund kann zugleich Mitglied des Familienraths ſein. 
Die Zahl der Mitglieder beträgt höchſtens ſechs. 


$. 73. 950 


Soweit die Mitglieder des Familienraths nicht durch den Vater oder die 
Mutter berufen ſind, oder die von dieſen Berufenen nicht eintreten oder Mit⸗ 
lieder ausſcheiden, erfolgt die Berufung der Mitglieder bis zur Herſtellung der 
ite fan durch den Vormundſchaftsrichter nach Anhörung von Ver⸗ 
schehen k und Verſchwägerten des Mündels, ſofern dieſelbe ohne Verzug ge⸗ 
ehen kann. a f 
Darüber, ob und welche Perſonen außerdem zu berufen ſind, beſchließt 

der Familienrath. N 0 55 1025 

$. 74. 


Die Mitglieder des Familienraths werden von dem Vormundſchaftsrichter 
durch Verpflichtung auf treue und gewiſſenhafte Führung ihres Amtes beſtellt. 
Die Verpflichtung erfolgt mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt. 2 

4 $. 95 0 12 5 8% Ir 
Der Familienrath hat die Rechte und Pflichten des Vormundſchaftsgerichts. 


$. 76. 


Der Familienrath iſt nur bei Anweſenheit des Vormundſchafts richters und 
mindeſtens zweier Mitglieder beſchlußfähig. ER BER 10 5 
Din 


dung oder Ergänzun 


1 


Sind außer dem Vorſttzenden nur zwei Mitglieder vorhanden, ſo hat der 
Familienrath ein oder zwei Erſatzmitglieder 85 berufen und die Reihenfolge zu 
beſtimmen, in welcher dieſelben bei etwaiger Beſchlußunfähigkeit einzutreten haben. 


$. 77. b 


Der Familienrath wird durch den Vormundſchaftsrichter auf den Antrag 
weier Mitglieder, des Vormundes oder des Gegenvormundes oder von Amts⸗ 
wegen e 
Alle Mitglieder ſind mündlich oder ſchriftlich durch den Vormundſchafts⸗ 
richter einzuladen. f 
Der en ) faßt ſeine Beſchlüſſe nach der Mehrheit der Stimmen 
der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vormundſchafts⸗ 
richters den Ausſchlag. 
V $. 78. 
Zum Nachweiſe eines gültigen Beſchluſſes genügt die Unterſchrift des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters. 
10 ne 0 8 kann verlangen, daß ihm die Beſchlüſſe des Familienraths 
riftlich zugehen. 
\ 10 15 Beſchlüſſe des Familienraths findet Beſchwerde nach Maßgabe 
es F. 10. ſtatt. 8 
Wird ein ſofortiges Einſchreiten erforderlich, ſo hat der Vormundſchafts⸗ 
kichter die nöthigen Anordnungen zu treffen und unverzüglich den Famllienrath 
zuſammen zu berufen, um dieſen von der getroffenen Verfügung in Kenntniß 


zu ſetzen und über die weiter zu ergreifenden Maßregeln einen Beſchluß herbei⸗ 
Fe e een e Ihe 


$. 79. 


Die Mitglieder des Familienraths können aus denſelben Gründen wie ein 


Vormund durch das Beſchwerdegericht entſetzt oder entlaſſen werden. 
Gegen Mitglieder des Boran welche ohne genügende Entſchuldi⸗ 
ung ausbleiben, kann der Vormundſchafts richter eine Ordnungsſtrafe bis zu 
15 ert Mark verhängen. 
Gegen die Verhängung der Ordnungsſtrafe findet Beſchwerde nach Maß⸗ 
gabe des $. 10. ſtatt. 5 


$. 80. 


Fehlt es an der erforderlichen Anzahl von geeigneten Perſonen zur Bil- 

5 1 Familienraths, ſo iſt die Vormundſchaft nach den 
Votſchriften dieſes Abſchnitts I. IV. zu behandeln. 8. 8 

Von der Auflöſung des Familienraths ſind die bisherigen Mitglieder, der 
a und der Gegenvormund durch den Vormundſchaftsrichter in Kenntniß 
zu ſetzen. 
Auch iſt dem Vormund und dem Gegenvormund eine neue Beſtallung 
zu ertheilen, die frühere aber zurückzugeben. 
Ar. 8844) 65* Dritter 


a 


d ee e un 
Vormundſchaft ber Großjaͤhrige. 


ENDE ee 
Großjährige erhalten einen Vormund: 

1) wenn ſie für geiſteskrank erklärt find; 

2) wenn ſie für Verſchwender erklärt ſind; 


3) wenn ſie taub, ſtumm oder blind und hierdurch an Beſorgung ihrer 
Rechtsangelegenheiten gehindert find. 


$. 82. 


Abweſende Großjährige, über deren Aufenthalt ein Jahr lang keine Nach⸗ 
richt eingegangen iſt, oder welche an ihrer Rückkehr, ſowie an der Beforgung, 
1 Vermögensangelegenheiten gehindert find, erhalten einen Vormund zur 

ertretung bei ihren Vermögens angelegenheiten, inſoweit fie dazu einen Bevoll⸗ 
mächtigten nicht beſtellt haben oder Umſtände eingetreten find, welche die extheilte, 
Vollmacht aufheben oder deren Widerruf zu veranlaſſen geeignet find. 
Aus dringenden Gründen kann demjenigen, deſſen Aufenthaltsort unbe 
kannt iſt, auch vor Ablauf eines Jahres ein Vormund beſtellt werden. 
Jeder, welcher dem Vormundſchaftsgericht ein. Intereſſe zur Sache nach⸗ 
weiſt, iſt berechtigt, die Einleitung der Vormundſchaft zu beantragen. 
Die nach dem geltenden Rechte beſtehenden Anſprüche der Erben auf die 
Verwaltung und Nutznießung des Vermögens eines Abweſenden werden durch; 
dieſes Geſeß nicht berührt. K 
986 §. 83. 1 81 RAIN 
Der Vater iſt geſetzlicher Vormund. In den Fällen des §. 81. Nr. 3. 
und des F. 82. beginnt ſein Amt, ſobald das Vormundſchaftsgericht den Grund 
zur Bevormundung feſtgeſtellt hat. i 
Die Ehefrau iſt zur Führung der Vormundſchaft fähig und hat die in 

dieſem Geſetze dem Ehemann beigelegten Rechte a 
n Uebrigen finden auf die Vormundſchaft über Großjährige die Vor⸗ 
ſchriften des zweiten Abſchnittes dieſes Geſetzes entſprechende Anwendung. Ins⸗ 
beſondere iſt auch der Vormund eines Abweſenden berechtigt, fc denfelben zu 
erwerben, Rechtsſtreite zu führen und nach Maßgabe des F. 50. Erbſchaften an⸗ 


zutreten. 
Dem Vormund eines Abweſenden oder Verſchwenders kann auch bei nicht 
umfangreicher Vermögensverwaltung ein Honorar zugebilligt werden 
| §. 84. dtan beni md mi ses . 


„Die Vormundſchaft über einen Großjährigen hört auf, wenn der rund 
zu deren Einleitung gehoben iſt, die über einen Abweſenden namentlich auch, 
0 ; s wenn 


R 
en 


| wenn derſelbe für todt, für verschollen oder im Bezirk des Appellationsgerichts⸗ 
hofes zu Cöln für abweſend erklärt worden iſt. 


$. 85. 


Die Einleitung und die Aufhebung der Vormundſchaft über einen Ver⸗ 
ſchwender iſt von dem Vormundſchaftsgericht öffentlich bekannt zu machen. 


Vierter Abſchnitt. 
Pflegſchaft. 


§. 86. 


„Die in väterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſtehenden Perſonen 
erhalten einen Pfleger für fe Fe e bei welchen die Ausübung der väter⸗ 
lichen oder vormundſchaftlichen Rechte erforderlich iſt, aber aus thatſächlichen 
oder rechtlichen Gründen nicht ſtattfinden kann. 5 
Bei einem Widerſtreit erheblicher Intereſſen mehrerer Mündel deſſelben 
Vormundes erhält jeder Mündel einen Pfleger. 


$. 87. 


Wird bei Zuwendungen an eine in väterlicher Gewalt oder unter Vor⸗ 
mundſchaft ſtehende Perſon durch Anordnung desjenigen, welcher die Zuwen⸗ 
dung gemacht hat, eine Pflegſchaft nöthig, ſo iſt der bei der Zuwendung Be⸗ 
nannte zum dg berufen. 

Von der Rechnungslegung während der Dauer der Pflegſchaft, von der 
Sicherheitsſtellung und von der Nothwendigkeit der Genehmigung des Gegen⸗ 
vormundes oder des Vormundſchaftsgexrichts zu gewiſſen Handlungen kann der 
Pfleger bei der Zuwendung befreit werden. 


$. 88. 


Eine Leibesfrucht, welche unter Vorausſetzung ihrer bereits erfolgten Ge⸗ 
burt nicht unter väterlicher Gewalt ſtehen würde, erhält auf Antrag der 
Schwangeren, oder auf Antrag desjenigen, deſſen Rechte durch eine mögliche 
Geburt betroffen werden, oder in geeigneten Fällen von Amtswegen einen 
Pfleger. f 

$. 89. 


Igſt der Erbe eines Nachlaſſes unbekannt, fo iſt zur Erhaltung des Nach: 
laſſes und zur Ausmittelung des Erben ein Pfleger zu beſtellen. 
Die in den einzelnen Landestheilen beſtehenden weiteren Befugniſſe dieſes 
Pflegers werden Such dieſes Geſetz nicht berührt. 
Auch bei nicht umfangreicher Vermögensverwaltung kann dieſem Pfleger 
ein Honorar zugebilligt werden. 2170 
Ar. 8844) $. 90. 


ee 
§. 90. 


Außer in den Fällen der $$. 86— 89. können Perſonen, welche ſelbſt zu 
handeln außer Stande ſind und der väterlichen oder vormundſchaftlichen Ver⸗ 
tretung entbehren, für einzelne Angelegenheiten oder für einen beſtimmten Kreis 
von Angelegenheiten einen Pfleger erhalten. f 5 1 


F. 91. 


Auf die Pflegſchaft finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Vor⸗ 
mundſchaft entſprechende Anwendung; die Beſtellung eines Gegenvormundes iſt 
nicht erforderlich. | 180 a Bd mn 

Die Pflegſchaft hört auf, wenn der Grund zu deren Einleitung ge⸗ 


hoben iſt. : 


Fünfter Abichnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


§. 92. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1876. in Kraft und findet auch auf die 
ſchwebenden Vormundſchaften oder Pflegſchaften Anwendung, ſoweit nicht in den 
nachſtehenden Paragraphen etwas Anderes beſtimmt iſ t. 

Die vormundſchaftliche Thätigkeit der Familienräthe im Bezirk des Appel⸗ 
lationsgerichtshofes zu Cöln, der Voluntairgerichte im Bezirk des Juſtlzſenats zu 
Ehrenbreitſtein, der Waiſengerichte in den Hohenzollernſchen Landen und der 
Kirchſpielsgerichte des Landes Hadeln hört auf 


§. 93. 


Die bisherigen Vormünder oder Pfleger verbleiben in ihrem Amte; ſie 
können jedoch vom Vormundſchaftsgerichte in der Zeit bis zum 1. Januar 1878. 
entlaſſen werden, wenn ſie zur Führung der Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
ungeeignet erſcheinen, und weder nach Maßgabe der §§. 17. 87. als Neuen zu 
erachten, noch nach Maßgabe der $$. 12. 83. geſetzliche Vormünder find. 


F . 


Sind einem bisher beſtellten oder berufenen Vormund oder fee durch 
ung der Eltern oder der Erblaſſer des Mündels nach dem bisherigen 
Rechte zu e größere Befugniſſe eingeräumt, als dieſes Geſetz zuläßt, ſo 
bleiben dieſe 


efugniſſe beſtehen. 


$. 95. 5 
Die Befugniſſe, welche Eltern oder Ehegatten Kraft geſetzlicher Nutznießung 
am Vermögen der Nude oder Kraft ehelichen Güterrechts 0 155 werden von 
dieſem Geſetze nicht berührt. | an 
n 


SER? N. A ** 2 3 
9 8 
2 
a 54 2 — 


Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln hat der Vater nach dem 
Tode der Mutter die Rechte und Pflichten des geſetzlichen Vormundes. Schreitet 
der Vater zur ferneren Ehe, ſo iſt das Vermögen des Kindes unter Mitwirkung 
eines Pflegers durch ein von dem Vater dem Vormundſchaftsgerichte einzurei⸗ 
chendes Verzeichniß feſtzuſtellen. i 
. Die in den übrigen Landestheilen beſtehenden Vorſchriften, welche vor 
oder 9 der Eheſchließung eine Nachweiſung, Auseinanderſetzung oder Sicher⸗ 
ſtellung des Vermögens erfordern, bleiben in Kraft. 


F. 96. 


Im Geltungsbereiche der Depoſttalordnung vom 15. September 1783. 
kann die Auszahlung von Geldern aus dem Depofitum auf Grund der dem 
Vormund erſt durch dieſes Geſetz übertragenen Rechte vor dem 1. Januar 1878. 
nicht verlangt werden. 


$. 97. 


Die Großjährigkeitserklärung eines in väterlicher Gewalt ſtehenden Kindes 
erfolgt mit Zuſtimmung des Vaters nach Maßgabe der Vorſchriften des zweiten 
Abſatzes $. 61. Die Anhörung von Verwandten oder Verſchwägerten des 
Kindes iſt nicht erforderlich. 

Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln findet die nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften zuläſſige Emanzipation nicht mehr ſtatt. an 


8 . 


ee, 8 . 

Die für großjährig Erklärten haben alle Rechte der Großjährigen. 

Daſſelbe gilt im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Eil on den vor 
dem 1. Januar 1876. Emanzipirten, wenn fie das achtzehnte Lebensjahr zurück⸗ 
gelegt haben. 1 die vor dem 1. Januar 1876. Emanzipirten, welche das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, finden dee bisherigen Vor⸗ 
ſchriften mit der Maßgabe Anwendung, daß die dem Familienrathe und dem 
Landgerichte zugewieſene Thätigkeit von dem Vormundſchaftsgerichte auszuüben iſt. 


$. 99. 


Die Großjährigkeit tritt als Folge der Verheirathung nicht mehr ein. 
Du Im 1 5 des ee Gee zu Cöln erliſcht durch Verhei⸗ 
rathung des Kindes die väterliche Gewalt. 


F. 100. 


Rückſichtlich der Vormundſchafts⸗ und Pflegſchaftsangelegenheiten der Mit⸗ 
glieder der Hausdorff Familie und des Hohenzo ganſchen Fiiſehauſes behält 
es bei der Hausverfaſſung fein Bewenden. 

(Nr. 8344.) $. 101. 


— 454 — | 
$. 101. 

Die nach dem bisher geltenden Private Familienrechte der Häupter und 
Mitglieder der früher reichsſtändiſchen Familien begründeten Rechte werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 

$. 102. f i a 

Die Vorſchriften des gemeinen Deutſchen Rechts, des allgemeinen Land⸗ 
rechts und der allgemeinen Gerichtsordnung für die Preußiſchen Staaten, des 
Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs und der in den einzelnen Landestheilen geltenden 


Ordnungen und Geſetze über das Vormundſchaftsweſen, welche in dieſem Ge⸗ 
ſetze nicht ausdrücklich aufrecht erhalten find, werden aufgehoben. f 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Coblenz, den 5. Juli 1875. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. f 
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